Resolutionen und Beschliisse des Sicher heitsratsim Jahr 2000

Auf derselben Sitzung beschloss der Rat aufRerdem, im Einklang mit dem im Verlauf
seiner vorangegangenen Konsultationen erzielten Einvernehmen Hédi Annabi, den Beigeord-
neten Generalsekretér fir Friedenssicherungseinsdtze, gemald Regel 39 seiner vorlaufigen
Geschéftsordnung zur Teilnahme einzuladen.

Auf seiner 4182. Sitzung am 3. August 2000 behandelte der Rat den Punkt
"Die Situation in Osttimor

Bericht des General sekretérs iiber die Ubergangsverwaltung der Vereinten Natio-
nen in Osttimor (S/2000/738)".

Auf derselben Sitzung gab der Prasident im Anschluss an Konsultationen unter den
Mitgliedern des Sicherheitsrats im Namen des Rates die folgende Erklarung ab™*:

"Der Sicherheitsrat verweist auf seine friilheren Resolutionen und die Erklérungen
seines Prasidenten zur Situation in Osttimor. Er begriif}t den Bericht des General sekre-
térs vom 26. Juli 2000 tber die Ubergangsverwaltung der Vereinten Nationen in Ost-
timor™®. Er nimmt mit lebhafter Genugtuung Kenntnis von den von der Ubergangsver-
waltung erzielten Fortschritten und wirdigt die Fihrungsrolle des Sonderbeauftragten
des Generalsekretérs. Der Rat begriifdt auf3erdem die erheblichen Fortschritte, die im
Hinblick auf die Herstellung normaler Beziehungen zwischen Osttimor und Indonesien
erzielt worden sind. Der Rat anerkennt in dieser Hinsicht die von der Regierung Indo-
nesiens, der Ubergangsverwaltung und dem Volk von Osttimor bewiesene Koopera-
tionsbereitschaft.

Der Rat unterstiitzt nachdriicklich die Mal3nahmen, die die Ubergangsverwaltung
ergriffen hat, um die Mitwirkung und unmittelbare Beteiligung des osttimorischen
Volkes an der Verwaltung seines Gebiets zu verstérken, insbesondere die Schaffung des
Nationalrats am 14. Juli 2000 und die Neugliederung der Ubergangsverwaltung, mit
dem Ziel des Kapazitétsaufbaus in dem Gebiet in dem Zeitraum bis zur Unabhén-
gigkeit. Der Rat bittet den General sekretér, auf der Grundlage enger Konsultationen mit
den Osttimorern demnachst Uber den Prozess zur Annahme einer Verfassung und zur
Abhaltung demokratischer Wahlen Bericht zu erstatten.

Der Rat nimmt davon Kenntnis, dass der Nationalrat des timorischen Widerstands
die Schaffung einer nationalen Sicherheitstruppe befirwortet. In diesem Zusammen-
hang begrif}t er die Arbeit, die im Hinblick auf die kiinftigen Verteidigungs- und
Sicherheitsbediirfnisse Osttimors und ihre praktischen und finanziellen Auswirkungen
geleistet wird. Er legt dem osttimorischen Volk eindringlich nahe, eine breit angelegte
Debatte Uber diese Fragen zu fihren. Der Rat begrifdt die den kantonierten Truppen der
Bewaffneten Kréfte fur die nationale Befreiung Osttimors von der Ubergangsverwal-
tung gewahrte humanitare Hilfe und beflrwortet weitere solche Hilfsmal3nahmen.

Der Rat verurteilt die Ermordung eines im Dienst der Ubergangsverwaltung
stehenden neuseeléndischen Soldaten am 24. Juli 2000 und spricht der Regierung und
dem Volk Neuseelands sowie der Familie des ermordeten Friedenssoldaten sein Beileid
aus. Der Rat ist entschlossen, die Sicherheit des Personals der Vereinten Nationen in
Osttimor zu gewdhrleisten. In dieser Hinsicht ersucht er den Generalsekretér, den Rat so
bald wie moglich tiber die Ergebnisse seiner Untersuchung des Vorfalls zu unterrichten.
Er begrift es, dass die Ubergangsverwaltung und die Regierung Indonesiens am
31. Juli 2000 eine gemeinsame Untersuchung in die Wege geleitet haben, und begriifit
auRBerdem, dass die Regierung Indonesiens sich kooperationsbereit dabel zeigt, die Tater
vor Gericht zu stellen.

Der Rat bringt seine tiefe Besorgnis dartiber zum Ausdruck, dass sich nach wie
vor eine hohe Zahl von Flichtlingen aus Osttimor in Lagern in Westtimor aufhélt, dass
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sich nach wie vor Milizen in den Lagern aufhalten und dass diese Milizen das Personal
des Amtes des Hohen Fliichtlingskommissars der Vereinten Nationen einschiichtern. Er
bekundet seine besondere Besorgnis darliber, dass diese Einschiichterungen ein der-
artiges Ausmal? angenommen haben, dass das Amt des Hohen Kommissars gezwungen
war, seine wichtige Aufgabe, die Flichtlinge zu registrieren und festzustellen, ob sie
nach Osttimor zurtickkehren oder umgesiedelt werden wollen, auf unbestimmte Zeit
aufzuschieben, obwohl sie in Anbetracht der bevorstehenden Regenzeit so bald wie
madglich abgeschlossen werden misste. Der Rat fordert die Regierung Indonesiens auf,
mit mehr Entschlossenheit zur L&sung dieses Problems beizutragen, so auch was die
Durchfihrung ihrer Vereinbarung mit dem Amt des Hohen Kommissars vom
14. Oktober 1999 und eines kirzlich zwischen den 6rtlichen Behdrden und dem Amt
des Hohen Kommissars geschlossenen Sicherheitsabkommens anbelangt. Der Rat
fordert die Regierung Indonesiens auf, wirksame Mal3nahmen zu ergreifen, um Recht
und Ordnung wiederherzustellen, sichere Bedingungen fir die Fluchtlinge und das
internationale humanitére Personal zu schaffen, diesem Personal uneingeschrénkten
Zugang zu den Lagern zu gewdhren, die ehemaligen Militdrangehdrigen, Polizisten und
Staatsbediensteten von den Flichtlingen zu trennen und digjenigen extremistischen
Milizangehorigen festzunehmen, die den Umsiedlungsprozess zu sabotieren versuchen.

Der Rat erkennt an, dass die Regierung Indonesiens mit kooperationsbereiter
Haltung an diese Herausforderungen herangegangen ist, wovon unter anderem die
Unterzeichnung wichtiger Vereinbarungen mit der Ubergangsverwaltung, wie bei-
spielsweise der Vereinbarung vom 6. April 2000 Uber rechtliche, justizielle und die
Menschenrechte betreffende Angelegenheiten und der Vereinbarung vom 11. April
2000 Uber die taktische Koordination, sowie die Schaffung einer Gemeinsamen
Grenzkommission am 5. Juli 2000 zeugen. Der Rat bedauert jedoch, dass nach wie vor
schwerwiegende Probleme bestehen, und erwartet mit Interesse die Umsetzung dieser
Vereinbarungen in konkrete Fortschritte am Boden. Er fordert die Regierung Indone-
siens auRerdem auf, enger mit der Ubergangsverwaltung im Feld zusammenzuarbeiten,
um grenziberschreitenden Einféllen aus Westtimor ein Ende zu setzen, die Milizen zu
entwaffnen und aufzulésen und digjenigen Milizangehorigen vor Gericht zu stellen, die
V erbrechen begangen haben.

Der Rat nimmt Kenntnis von der Absicht des Generalsekretéars, in Anbetracht der
Situation am Boden den militarischen Bestandteil der Ubergangsverwaltung im
Ostlichen Sektor Osttimors bis Ende Januar 2001 auf ein 500 Soldaten umfassendes
Bataillon zu verkleinern.

Der Rat ersucht den Generalsekretér, ihn Uber die Situation in Osttimor genau
unterrichtet zu halten, namentlich durch eine militdrische Beurteilung der Sicher-
heitslage und ihrer Auswirkungen auf die Struktur des militarischen Bestandteils der
Ubergangsverwaltung. Er ersucht den Generalsekretdr auRerdem, ihm auch kinftig
gemald den in seiner Resolution 1272 (1999) vom 25. Oktober 1999 enthaltenen
Anforderungen Bericht zu erstatten. Er ersucht den Generalsekretér, ihm im Rahmen
seines nachsten regelméRigen Berichts detaillierte Plane fir den Ubergang Osttimors in
die Unabhangigkeit vorzulegen, die in engem Benehmen mit dem osttimorischen Volk
ausgearbeitet werden sollten.

Der Rat wird mit der Angelegenheit aktiv befasst bleiben.”
Auf seiner 4191. Sitzung am 29. August 2000 beschloss der Rat, die Vertreter Australi-

ens, Brasiliens, Indonesiens, Neuseelands und Norwegens einzuladen, ohne Stimmrecht an
der Erdrterung des Punktes "Die Situation in Osttimor” teilzunehmen.

Auf derselben Sitzung beschloss der Rat auf3erdem, Hédi Annabi, den Beigeordneten

Generalsekretdr fir Friedenssicherungseinsdtze, geméa Regel 39 seiner vorlaufigen Ge-
schaftsordnung zur Teilnahme einzuladen.

88



	Inhaltsverzeichnis
	Verzeichnis der Mitglieder
	Verzeichnis der Erklärungen
	Aufnahme neuer Mitglieder
	erstmals aufgenommene Punkte
	Arbeitsmethoden und Verfahren
	Afghanistan
	Afrika
	Angola
	Briefwechsel, Indien-Pakistan-Frage
	Burundi
	ehemaliges Jugoslawien
	Kroatien
	Bosnien und Herzegowina
	Resolutionen zu dieser Frage
	Unterrichtung durch Carl Bildt
	Internat. Strafgerichtshof

	Eritrea und Äthiopien
	Förderung von Frieden und Sicherheit
	Frauen u. Frieden u. Sicherheit
	Georgien
	Gilbert Guillaume, Unterrichtung
	Guinea-Bissau
	Guinea, jüngste Angriffe
	Haiti
	HIV/Aids, Wahrung des Weltfriedens
	Internationaler Gerichtshof
	Irak und Kuwait
	Kein Ausstieg ohne Strategie
	Kinder und bewaffnete Konflikte
	Konfliktfolgezeit, Wahrung des Friedens und der Sicherheit
	Kongo, Demokratische Republik
	Liberia
	Naher Osten
	Naher Osten einschließlich Palästinafrage
	Ogata Sadako, Unterrichtung
	Ostafrikanisches Zwischenseengebiet
	Osttimor
	Ruanda
	Sanktionen, allgemeine Fragen
	Schreiben v. 10.11.2000
	Schreiben v. 31.3.2000
	Schutz des Personals
	Schutz von Zivilpersonen
	Sierra Leone
	Somalia
	Tadschikistan
	Unterrichtung, Generalsekretär
	Verhütung bewaffneter Konflikte
	Wahrung des Friedens und der Sicherheit
	Westsahara
	Zentralafrikanische Republik
	Zypern



